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BIRK ENFELD. Der Birkenfelder
Diagnostikspezialist Stratec will
angesichts eines anhaltenden
Gewinnrückgangs Kosten spa-
ren und Preise erhöhen. Im lau-
fenden Jahr dürfte die bereinig-
te Ebit-Marge (Gewinn vor Zin-
sen und Steuern) nur noch bei
12 bis 14 Prozent liegen, teilte
das Unternehmen am Donners-
tag Abend in Birkenfeld mit.
Schon 2022 war die Marge ge-
sunken, und zwar von 18,9 auf
16,4 Prozent. Grund für den
Rückgang ist dem Unterneh-
men zufolge die deutlich redu-
zierte Nachfrage von Kunden
nach während der Pandemie
besonders gefragten Produkten.
Zudem stiegen die Herstel-
lungskosten wegen der Inflati-
on weiter.

Auf Basis vorläufiger Zahlen
erwartet Stratec für das Ge-
schäftsjahr 2022 einen Umsatz
von 274,6 Millionen Euro (2021:
287,3). Gegenüber dem Vorjahr
entspricht dies einem Umsatz-
rückgang von 4,4 Prozent (wäh-
rungsbereinigt: minus 8,3 Pro-
zent), wobei dies vorwiegend
auf pandemiebedingt starke
Vorjahreszahlen zurückzufüh-
ren ist. Die adjustierte EBIT-
Marge für das Geschäftsjahr
2022 wird voraussichtlich 16,4
Prozent betragen (2021: 18,9
Prozent).

Für das Geschäftsjahr 2023
erwartet Stratec, insbesondere
aufgrund steigender Wachs-
tumsbeiträge von neu in den
Markt eingeführten Systemlö-
sungen, ein währungsbereinig-
tes Umsatzwachstum von acht
bis zwölf Prozent. pm/ne

Gewinn
von Stratec
schrumpft

Umweltschutz ist ein heißes The-
ma – noch dazu, wenn man es in-
mitten einer Gießerei zwischen
Funkenregen am Schmelzofen
diskutiert: Am Freitagnachmittag
besuchte die baden-württembergi-
sche Umwelt- und Energieminis-
terin Thekla Walker (Grüne) die
Nöttinger Gießerei Casper. Zusam-
men mit der Landtagsabgeordne-
ten Stefanie Seemann (Grüne),
Bürgermeister Luca Wilhelm Pray-
on (CDU) und Wirtschaftsförderer
Gerd Kunzmann kam sie ins Ge-
spräch mit Geschäftsführer Felix
Casper über umweltfreundlichen
Energieeinsatz.

„So ein Besuch ist nichts Alltäg-
liches – auch, weil es immer weni-
ger Gießereien im Land gibt, ob-
wohl der Bedarf an Eisengusstei-
len immer weiter steigt“, verdeut-
lichte Casper, selbst in siebter Ge-
neration Gießer. Mit rund 90 Mit-
arbeitern produziert das Familien-
unternehmen mit eigenem Mo-
dellbau Gussteile insbesondere für
den baden-württembergischen
Werkzeugmaschinenbau. Casper
schätzt die kurzen Wege: „Überall,
wo wir Produktionen ins Ausland
verlagern, haben wir kaum Ein-
fluss auf den ökologischen Fußab-
druck – der Dreck geht um die
Welt.“ Seit Jahrzehnten setze Ca-
sper-Guss mit dem Slogan „Die
weiße Gießerei im Grünen“ statt-

dessen auf nachhaltige Verfahren
und habe neben Solar-, Absaug-
und Filteranlagen sein Qualitäts-,
Umwelt- und Energiemanagement
zertifizieren lassen.

Anlass des Besuchs der Minis-
terin waren hohe Investitionen in
ein innovatives Konzept zur Ener-
gieeinsparung. Seit kurzem nutzt
die Gießerei die Abwärme aus der
Industrieschmelzanlage, um über
eine Fußbodenheizung in einer
anderen Halle eine konstante
Raumtemperatur über 22 Grad
Celsius für die Aushärtung von
Gießformen zu schaffen. Wo bis-
her große Flüssiggas-Heizstrahler

zum Einsatz kamen, wird die Wär-
me nun aus Kühlwasser der In-
duktionsschmelzanlagen gewon-
nen, erklärte der externe Energie-

manager Jochen Letsch. Weiter
stehe die Abwärme für Warmwas-
ser und Büroräume zur Verfü-
gung. Dadurch könnten jährlich
bis zu 150 000 Kilowattstunden
Flüssiggas eingespart werden –
das entspricht knapp über einem
Prozent des gesamten Energiebe-
darfs des Unternehmens. Um ein
Vielfaches größer sei der Zuge-
winn in anderen Bereichen: Durch
die konstante Fußbodenwärme
könne das Material schneller und
zuverlässiger aushärten, wodurch
es zu weniger Formfehlern und
Ausschuss komme. Die Investiti-
onskosten für die Anlage in Höhe

von 260 000 Euro bezuschusste
das Landesprogramm „ReTech-
BW“ mit einer Förderung von
65 000 Euro. „Um die große Wen-
de stemmen zu können, brauchen
wir Unterstützung vom Staat“, be-
tonte Casper mit Blick auf die ge-
samte Gießereibranche und be-
dankte sich für die Förderung.

Es brauche einen Modernisie-
rungsschub, um langfristig CO2-
neutral und annähernd ressour-
ceneffizient zu sein, so die Minis-
terin. Dabei müssten branchen-
spezifische Rahmenbedingungen
geschaffen werden, um die Ent-
wicklungen fördern zu können.

Umweltschutz am Schmelzofen
■ Ministerin Walker
besichtigt Nöttinger
Gießerei Casper.
■ Innovatives Konzept
nutzt Abwärme im
Produktionsprozess.
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Über innovative Energienutzungskonzepte für das Aushärten von Gussformen informieren sich Umweltministerin Thekla Walker (Mitte in Grün) und die Landtagsabgeordnete
Stefanie Seemann (links daneben) im Gespräch mit Gießereichef Felix Casper (rechts daneben). FOTO: ZACHMANN

„Das ist eine vorbildliche
Investition, mit der Sie
eine Blaupause schaffen
können für andere Unter-
nehmen, damit diese das
System kopieren und in
die Fläche bringen.“
Umwelt- und Energieministerin
THEKLA WALKER (Grüne)

DÜSSELDORF/BONN. Im Tarifstreit
bei der Deutschen Post sind am
Freitagnachmittag Vertreter der
Gewerkschaft Verdi und der Ar-
beitgeber in Düsseldorf zu einer
weiteren Verhandlungsrunde zu-
sammengekommen. In der kurz-
fristig angesetzten vierten Runde
wollen die Parteien einen neuen
Versuch unternehmen, sich zu ei-
nigen. Beobachter halten es für
möglich, dass die Verhandlungen
bis in die Nacht dauern werden.
Der genaue Tagungsort wurde zu-
nächst nicht bekannt gegeben.

In der Auseinandersetzung
droht ein Streik. In einer Urab-
stimmung beim Bonner Konzern
hatten sich 85,9 Prozent der Ge-
werkschaftsmitglieder gegen ein
Tarifangebot des Unternehmens
und für einen unbefristeten Streik
ausgesprochen. Dennoch hatte
Verdi sich nach Bekanntgabe des
Abstimmungsergebnisses am
Donnerstag zu Verhandlungen be-
reit erklärt. Verdi fordert 15 Pro-
zent mehr Geld für die 160 000
Tarifbeschäftigten im Stammge-
schäft der Post, also der Beförde-
rung von Briefen und Paketen in

Deutschland. Die Post lehnt das
als wirtschaftlich nicht tragfä-
hig ab. Für die Post ist die Ge-
fahr eines unbefristeten Ar-
beitskampfes damit noch nicht
gebannt. Sollten die Fronten
am Freitag verhärtet bleiben,
könnte Verdi immer noch zum
Streik aufrufen.

Solch einen erbitterten Ar-
beitskampf hatte es bei dem
Logistiker in diesem Jahrtau-
send erst einmal gegeben, und
zwar 2015. Damals waren man-
gels Personal massenweise Pa-
kete und Briefe zwischenzeit-
lich liegengeblieben. Im aktuel-
len Tarifkonflikt hatte es im Ja-
nuar und Februar bereits zeit-
lich begrenzte Warnstreiks ge-
geben. Verdi hatte die Post im
Vorfeld der vierten Runde auf-
gefordert, ihr Angebot zu ver-
bessern. Wenn sich der Kon-
zern nicht bewege und kein
„materiell deutlich verbessertes
Angebot vorlegt, gehen wir
nächste Woche in den Streik“,
sagte der Landesfachbereichs-
leiter von Verdi Baden-Würt-
temberg, Andreas Henze. dpa

Kommt es zur Einigung
zwischen Verdi und Post?

Die Lage von Industrie, Handwerk
und Wirtschaft ist wegen unnöti-
ger Bürokratie, hohen Steuern und
teurer Energie nach Ansicht der
großen deutschen Wirtschaftsver-
bände überaus kritisch. Derzeit
müsse mit einer Vielzahl von Han-
dicaps hantiert werden, sagte der
Präsident des Bundesverbandes
der Deutschen Industrie (BDI),
Siegfried Russwurm, am Freitag-
morgen vor dem traditionellen
Spitzengespräch der vier großen
deutschen Wirtschaftsverbände
mit Bundeskanzler Olaf Scholz
(SPD) auf der Münchner Hand-
werksmesse. Deutschland brauche
trotz der aktuellen Krisen wieder
eine langfristigere Strategie, um
weltweit erfolgreich zu bleiben.

„Die Energiekosten sind immer
noch hoch. Wir haben aber auch
mit einer Regelungswut zu kämp-

fen, die dafür sorgt, dass wir oft
mehr Papier beschreiben, als dass
wir wirklich nach vorne kommen“,
betonte Russwurm. Zugleich habe
Deutschland im weltweiten Ver-
gleich die höchsten Steuern, was
der globalen Wettbewerbsfähig-
keit der Industrie „ganz schön zu
schaffen“ mache. Auch die hohe
Inflation tue „weh“. Mit Blick auf

die Krisenpolitik der Bundesregie-
rung erklärte Russwurm, es sei
„uns gemeinsam ganz gut gelun-
gen, und zwar sowohl in der Pan-
demie als auch kurzfristig in den
Konsequenzen des Kriegs der Rus-
sen in der Ukraine“. Perspekti-
visch reiche das aber nicht aus, es
brauche auch eine „Strategie der
langen Linien“ und hier habe

Deutschland „noch erheblichen
Nachholbedarf“.

Dazu zähle eine sichere Ener-
gieversorgung, Bürokratieabbau
und eine spürbare Steuersenkung:
„Wenn wir in Deutschland die
Steuern wenigstens auf einen Mit-
telwert Europas brächten, dann
würde das schon sehr viel helfen“,
sagte Russwurm.

Der Präsident der Bundesverei-
nigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände, Rainer Dulger, be-
zeichnete die wirtschaftliche Lage
in Deutschland ebenfalls als
„schwierig“. Wie Russwurm for-
derte er eine schnelle Entbürokra-
tisierung und niedrigere Energie-
preise. Zudem wäre jede Erhöhun-
gen von Sozialabgaben ein „fal-
sches Signal“.

DIHK-Präsident Peter Adrian
erklärte: „Wir haben diese Ener-
giekrise ohne Gasmangellage
überwinden können, das hat uns
vor einem großen Absturz be-
wahrt.“ Die Krisenpolitik der Bun-
desregierung habe funktioniert, es
müsse aber weiter alles getan wer-
den, um die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen
Wirtschaft zu sichern.

Wirtschaftsverbände für neue Strategie
■ Krieg, Energie, Inflation,
Bürokratie, Lieferketten,
Fachkräfte und
Klimawandel belasten.

CHRISTOF RÜHRMAIR UND

MARCO HADEM I MÜNCHEN

Hat die Energiekosten im Blick: Siegfried Russwurm, Präsident des Bundesverban-
des der Deutschen Industrie (BDI). FOTO: SVEN HOPPE/DPA

BRÜSSEL . Die EU muss bis 2030
mindestens 11,7 Prozent weniger
Energie verbrauchen. Darauf ei-
nigten sich Unterhändler des Eu-
ropaparlaments und der EU-Staa-
ten am Freitagmorgen in Brüssel.
„Dieses Abkommen wird sicher-
stellen, dass wir unsere Klimaziele
erreichen, unsere Unabhängigkeit
von importierten russischen fossi-
len Brennstoffen beschleunigen
und die Schwächsten in unserer

Gesellschaft schützen können“,
sagte ein Sprecher der EU-Kom-
mission. Referenzwert ist den An-
gaben zufolge eine Prognose von
2020 für den Energieverbrauch
2030. Jedes EU-Land muss zu den
Sparzielen beitragen. Dafür soll
das Sparziel für den Energiever-
brauch ab 2024 schrittweise stei-
gen, im Schnitt um 1,5 Prozent.
Nach einer Formel werden die na-
tionalen Beiträge berechnet. dpa

K LI M A Z I EL E

Energieverbrauch in der EU muss bis
2030 um fast zwölf Prozent sinken

GRÜNHEIDE. Brandenburgs Minis-
terpräsident Dietmar Woidke
(SPD) hat Tesla-Chef Elon Musk
für den Ausbau der Fabrik bei Ber-
lin Unterstützung für die noch un-
gelöste Versorgung mit Wasser
und Strom zugesagt. „Wir sehen
der Erweiterung mit großer Vor-
freude entgegen“, schrieb Woidke
in einem Brief, der der „Märki-
schen Oderzeitung“ und der Deut-
schen Presse-Agentur vorliegt.

Sein Kabinett und er wüssten
aber, dass Tesla mit zwei noch un-
gelösten Problemen konfrontiert
sei: der Wasser- und der Stromver-
sorgung für den Ausbau.
„Lassen Sie mich Ihnen versi-
chern, dass wir sehr engagiert und
überzeugt sind, Tesla dabei zu un-
terstützen, noch vor dem Sommer
eine passende Lösung für beide
Probleme für Sie zu finden“,
schrieb Woidke. dpa

P RO BLEM E BEI  WA SSE R  U N D  STROM

Ministerpräsident sichert Tesla-Chef
Unterstützung für Werksausbau zu

MÜNSTER. Das Land Nordrhein-
Westfalen hat nach einem Urteil
Forderungen auf Entschädigung
für Lohnzahlungen in der Coro-
na-Pandemie zu Recht abgewie-
sen. Das hat das nordrhein-west-
fälische Oberverwaltungsgericht
am Freitag entschieden und damit
überraschend Entscheidungen der
Verwaltungsgerichte Minden und
Münster in Berufungsverfahren
geändert. Mehrere Subunterneh-

mer der großen Fleischbetriebe
von Tönnies (Rheda-Wieden-
brück) und Westfleisch (Münster)
hatten die Entschädigungen bean-
tragt, nachdem ihre Mitarbeiter
auf Anweisung der Behörden im
Frühjahr 2020 in Quarantäne
mussten. Die Ablehnung durch
das Land hatte eine Klagewelle
mit über 7000 Fällen ausgelöst.
Eine Revision beim Bundesver-
waltungsgericht ist möglich. dpa

WEG EN  CO RO N A- Q UA R A N TÄ N E

Gericht: Land muss Fleischindustrie
keine Lohn-Entschädigung zahlen
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